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 Hans Dietrich von Loeffelholz 

 

Arbeitsmigration nach und aus Deutschland im 
Zuge der Finanzkrise in Südeuropa sowie der 
wirtschaftlichen Transformation und Erweite-
rung der EU in Osteuropa. 
Situation, Möglichkeiten, Probleme, Perspekti-
ven 
 
 
 

 1 Einführung 

 

Der anhaltende Konjunktureinbruch in Südeuropa, die Herausforde-

rungen der EU-Finanz-und Staatsschuldenkrise und die vergleichs-

weise günstige konjunkturelle Wirtschaftsentwicklung in Zentraleuropa 

erhöhen das ökonomische Nord-Süd-Gefälle in der Union. Die massi-

ven gesamtwirtschaftlichen Verschlechterungen der südlichen Ar-

beitsmärkte sind die wichtigsten Gründe für vermehrte Migrationsbe-

wegungen aus Süd- und Südosteuropa in den Norden der EU. Diese 

dürften gerade auch für 2013 zutreffen: die reale Wirtschaftsleistung 

(BIP) wird den vorliegenden nationalen und internationalen Progno-

sen zufolge gegenüber 2012 z.B. in Italien oder in Spanien um 1,4 % 

bzw. 1,7 % zurückgehen; dem-

gegenüber wird sie in Deutsch-

land um 0,5 % zunehmen, wäh-

rend die Eurozone insgesamt mit 

einem Rückgang um 0,3 % zu 

rechnen hat (The Economist 

2013, 92). 

Diese sehr unterschiedlichen 

volkwirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen und Perspektiven 

innerhalb der EU, der am 1. Juli 

2013 Kroatien als 28. Mitglied 

beigetreten ist und in der die 

Beitrittsländer von 2007, Bulgari-

en und Rumänien, ab 1. Januar 

2014 die volle Arbeitnehmerfrei-

zügigkeit genießen können, be-
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deuten gravierende ökonomische Ungleichgewichte und anhaltende 

wirtschaftliche Verspannungen; in dieser Diskrepanz haben sie noch 

niemals in der EU seit ihrer Gründung 1957 bestanden und stellen auf 

Dauer eine erhebliche Herausforderung für den Zusammenhalt in der 

gesamten EU dar – gerade weil davon besonders junge Europäer 

betroffen sind, die das »Projekt Europa« fast nur als Arbeits- und Per-

spektivlosigkeit mit den damit verbundenen Entbehrungen wahrneh-

men. Sie sind enttäuscht davon, dass in ihren Heimatländern hohe 

Arbeitslosigkeit von teilweise regional mehr als 50 % herrscht – ge-

genüber »de-facto«-Vollbeschäftigung in Deutschland, Österreich 

oder Dänemark mit jeweils weiter aufwärts gerichteten Konjunkturen 

sowie robusten und expansiven, regionalen Arbeitsmärkten mit über-

wiegend regulären Arbeitsverhältnissen. Diese Arbeitsmärkte erleben 

sogar eine zunehmende Knappheit bei Fachkräften und solchen, die 

es durch eine gute Ausbildung noch werden wollen. 

Die Perspektivunterschiede in der Union werden auch von jungen 

Süd- und Südosteuropäern via Internet und seit langem bestehender 

Netzwerke wahrgenommen. Letztere sind teilweise schon in der Zeit 

der »Gastarbeiter«-Zuwanderung in den 1950/60/70er Jahren ent-

standen und haben sich seit dem sog. Anwerbestopp der Bundesre-

gierung im November 1973 mit Beginn der folgenden Familienzu-

sammenführungsphase (v.Loeffelholz/Köpp 1998, 28ff.) verfestigt. 

Auch deswegen nutzen viele Jugendliche erstmals die Freizügigkeit in 

der EU, machen sich auf den Weg nach Norden und suchen ihr Glück 

in anderen Ländern, die ihnen Netzwerke und bessere Lebensbedin-

gungen versprechen. Dies führt dazu, dass »Europa wie nie zuvor 

wandert« (Brücker 2013). 

Im Folgenden werden zunächst die innereuropäischen Wanderungs-

bewegungen von Arbeitskräften im Zuge der Arbeitnehmerfreizügig-

keit als in der Krise ökonomisch willkommener Ausgleichmechanis-

mus in einem »optimalen« Währungsraum skizziert (2.), bevor der 

Arbeitsmarkt in Deutschland in kurz- und längerfristiger Perspektive 

dargestellt wird (3.). Anschließend wird untersucht, welcher Integrati-

onsbedarf der ethnischen Minderheiten und komplementär ggf. Zu-

wanderungsbedarf aus ökonomischen und demografischen Gründen 

und zur effizienteren Allokation der volkswirtschaftlichen Ressourcen 

innerhalb der EU besteht (4.). Weiter wird die nachhaltige Integration 

von Zuwanderern in den (deutschen wie europäischen) Arbeitsmarkt 

thematisiert. Dabei werden der neueren Erkenntnis folgend, dass Mig-

ration und Integration heute – anders als in den von Rotationsvorstel-

lungen geprägten und bis heute vielfach nachwirkenden europäischen 

Anwerbephasen der 1950er und 60er Jahre – zwei Seiten einer Me-
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daille (Schäuble) darstellen, Ansätze zur Verstärkung und gesell-

schaftlichen Etablierung einer Willkommens- und Anerkennungskultur 

der jeweiligen Mehrheitsgesellschaft angesprochen. In diesem Zu-

sammenhang soll auch der interkulturellen Öffnung der Einrichtungen 

und Infrastrukturen Rechnung getragen und das Thema Vielfalt als 

Gewinn hervorgehoben werden (5.). Der Beitrag schließt mit einer 

Zusammenfassung, zieht migrations- und integrationsspezifische 

Schlussfolgerungen und leitet daraus entsprechende Handlungsemp-

fehlungen auf nationaler und europäischer Ebene ab (6.). Dies gilt 

insbesondere für die zukünftigen, dabei vor allem involvierten nationa-

len Arbeitsmarkt- und Bildungs- wie Sozialpolitiken mit der jeweiligen 

Maxime des Forderns und Förderns. Dadurch soll die Konsistenz der 

angesprochenen nationalen Politikbereiche mit der jeweiligen national 

verfolgten Migrations- und Integrationspolitik deutlich werden. Sie 

stellt, wie skizziert werden wird, eine notwendige, freilich keineswegs 

hinreichende Voraussetzung für eine effiziente Migration und Integra-

tion im nationalen wie gesamteuropäischen Interesse dar. 

 

 2 Innereuropäische Wanderungsbewegungen von Arbeitskräften 

im Zuge der Arbeitnehmerfreizügigkeit 

 

Die Freizügigkeit nicht nur von Waren, Dienstleistungen und Kapital 

im europäischen Binnenmarkt, sondern gerade auch die von Perso-

nen gehört zu den wesentlichen Errungenschaften des Einigungs- 

und Vertiefungsprozesses in Europa seit dem Vertrag von Maastricht 

1992. Personen bzw. Unionsbürger sollen die Freizügigkeit aus un-

terschiedlichsten Anlässen und Motiven zu Wanderungen in andere 

EU-Länder nutzen können, was aus ökonomischer Sicht die Effizienz 

der Allokation der volkswirtschaftlichen Ressourcen in der Union ins-

gesamt und damit dessen Wirtschaftsleistung erhöhen soll. Mit Blick 

auf die verringerte bzw. entfallene Bedeutung der nationalen Konjunk-

tur- und Wechselkurspolitiken im einheitlichen Wirtschafts- bzw. Euro-

Währungsraum leisten Wanderungen innerhalb der Union einen 

spürbaren Beitrag zur Produktivitätssteigerung und damit zum ge-

samtwirtschaftlichen Wachstum der EU insgesamt. Die Verteilung der 

Produktivitäts- und Wachstumsgewinne auf einzelne Mitgliedsländer, 

mit denen die »Verlierer« theoretisch entschädigt werden könnten, 

richtet sich nach der regionalen Verteilung der Wanderungsströme. 

Auslöser der – ökonomisch betrachtet willkommenen – räumlichen 

Wanderungsbewegungen von Erwerbspersonen sind Veränderungen 

der relativen Standortqualitäten, zu denen vor allem die aktuelle bzw. 

in naher Zukunft von potenziellen Migranten im jeweiligen Zielland 
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erwartete Einkommens- und Beschäftigungssituation gehören. Als 

Maßstäbe dafür dienen die Wachstumsrate des BIP, die Defizitquote 

des Staatshaushalts in Relation zum BIP (als »vorlaufender« Indikator 

für zukünftige Steuererhöhungen bzw. Ausgabeneinschränkungen 

und Kürzung von Transfers) sowie die Arbeitslosen- oder Beschäftig-

tenquote. 

 

Abb. 1: Umlenkung der innereuropäischen Migrationsbewegungen im 

Zuge der Finanz- und Staatsschuldenkrise 2007 bis 2011. 

Quellen: Eigene, stilisierte Darstellungen in Anlehnung an ESPON, Migration Flows 

2006-2007, D'Auria/Mc Morrow/Pichelmann (2008), Bertoli/Brücker/Moraga (2013) 

sowie des Freizügigkeits- und Wanderungsmonitorings des BAMF (2011ff.). 

 

Die massive Verschlechterung der genannten Indikatoren in Südeu-

ropa gegenüber dem Norden, insbesondere gegenüber Deutschland, 

hatte massive Umlenkeffekte vor allem der Wanderung aus Bulgarien 

und Rumänien nach Norden zur Folge. Diese kommen in der Abbil-

dung 1 im Vergleich der innereuropäischen Wanderungsrichtungen 

und -ströme der Jahre 2007 und 2011 zum Ausdruck. Während sich 

die Wanderungsbewegungen z.B. aus Polen nach dem Beitritt des 

Landes zur EU am 1. Mai 2004 nicht zuletzt wegen der Einschrän-

kung der Arbeitnehmerfreizügigkeit durch Deutschland auf die von 

Anfang an frei zugänglichen Arbeitsmärkte in England, Irland und 
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Skandinavien richteten, konzentrierten sich die Wanderungen aus 

Rumänien und Bulgarien nach dem Beitritt zur EU Anfang 2007, also 

vor dem Ausbruch der EU-Krise, nicht zuletzt aus sprachlichen Grün-

den auf Südeuropa. Dort stießen sie auf eine expansive Arbeitsnach-

frage aufgrund der Einführung des Euro, in dessen Gefolge die Zin-

sen fielen und die Bauindustrie expandierte, v.a. in Spanien.  

 

 

Abb. 2: Nettomigration (Wanderungssaldo) von Unionsbürgern (EU-

14, EU-10, EU-2, EU-12*) in den Jahren von 2007 bis 2011. 

* EU-12: Dabei handelt es sich um die zum 1.Mai 2004 der EU beigetretenen Staaten 

Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Repub-

lik, Ungarn und Zypern (EU-10) sowie die zum 1. Januar 2007 beigetretenen Staaten 

Bulgarien und Rumänien (EU-2). 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 

 
Durch die Krise änderten sich diese Relationen fundamental. Sie er-

fasste nicht nur die südeuropäischen EU/Euro-Mitgliedsländer, son-

dern auch Großbritannien und Irland, die – auch aus politischen 

Gründen1 – als Zielländer für innereuropäische Wanderungsbewe-

gungen massiv an Bedeutung verloren haben. Sie lösten nicht nur 

massive Rückwanderungen in die EU-8-Herkunftsländer aus, sondern 

auch zusätzliche Wanderungen nach Deutschland, die nach Bertoli 

u.a. (2013) zu schätzungsweise 80 % aus Veränderung der relativen 

push- und pull-Faktoren im Verhältnis zwischen Nord- und Südeuro-

 
(1) Dies gilt v.a. für Großbritannien seit dem Antritt der Tory-/LibDem-Regierung unter 

Cameron/Clegg im Jahr 2010.  
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pa, insbesondere dem Auseinanderdriften der Wachstums- und Ar-

beitsmarktbedingungen, resultierten. 

Nach dieser Schätzung wären die in Abbildung 2 für 2010 und 2011 

für die (neuen) EU-12-Länder und Deutschland ausgewiesenen Stei-

gerungen der Wanderungssaldi gegenüber 2008/2009 (jeweils ca. 

25.000 mehr Zuzüge als Fortzüge von jeweiligen EU-12-

Unionsbürgern) in Höhe von insgesamt ca. 55.000 (2010), 135.000 

Personen (2011) bzw. 160.000 (2012; vgl. Tabelle 1) zu vier Fünftel 

durch kurzfristige Umlenkeffekte (44.000 in 2010), 108.000 (2011) 

bzw. 128.000 (2012) bedingt. Nur zu einem Fünftel (11.000 in 2010), 

27.000 (2011) bzw. 32.000 (2012) handelt es sich um »originäre« 

Einwanderer nach Deutschland aus diesen jungen EU-

Mitgliedsländern. Mit ihnen ist auch auf Dauer zu rechnen – d.h. auch 

nach dem Ende der Krise in Europa, an dem alle gegenwärtigen und 

zukünftigen Unionsbürger und die sie vertretenden Politiker interes-

siert sein müssen, um das Europäische Projekt zu sichern. 

 

Tabelle 1: Zuzüge und Fortzüge nach Staatsangehörigkeit im Jahr 

2012. 
Quelle: Ausländerzentralregister. 

 

Dass sich diese »originäre«, also dauerhafte Migration nach Deutsch-

land nach Ende der Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit in 



 

 
 
 
 

 

 
 

 
 

 
et

h
ik

u
n

d
g

es
el

ls
ch

af
t 

 2
/2

01
3

 

7 

 

Bezug auf Bulgarien und Rumänien am 31. Dezember 2013 oder 

nach einer möglichen Aufhebung dieser Einschränkung in Bezug auf 

das seit 1. Juli 2013 neue EU-Mitglied Kroatien zum 30. Juni 2015 

spürbar erhöhen wird, ist kaum zu erwarten (Andor 2013). Dies zei-

gen auch Erfahrungen vor und nach der Herstellung der vollen Ar-

beitnehmerfreizügigkeit am 1. Mai 2011 für die EU-8-Länder (Estland, 

Litauen, Lettland, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Repub-

lik, Ungarn ohne die gleichzeitig beigetretenen Malta und Zypern) im 

Vergleich zu den 2007 hinzu gekommenen EU-2-Länder (Bulgarien 

und Rumänien). Gemäß der Abbildung 3, die aus Daten des Auslän-

derzentralregisters resultiert und bis zum aktuellen Stand im Sommer 

2013 reicht, kann zwar von einer niedrigen Ausgangsbasis aus eine 

spürbare Niveauverschiebung nach oben festgestellt werden, die sich 

aber vor dem Hintergrund der oben genannten krisenbedingten Um-

lenkeffekte nach Deutschland als kaum nachhaltig erweisen dürfte. 

Die saisonale Figur, die in diesem Schaubild dargestellt wird, ist durch 

Spitzen im Sommer und Täler im Winter gekennzeichnet. Dies gilt 

mehr für die (Netto-)Zuzüge der Personen, die zu 95 % zwischen 20 

und 65 Jahre alt sind, aus den EU-8-Ländern als für die aus den EU-

2-Regionen. 

 

Abb. 3: Nettozuzüge EU-8 und EU-2 Länder 2010 bis 2013. 
Quelle: Quelle: BAMF-Freizügigkeitsmonitoring. 
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In einer differenzierten Arbeitswelt, die immer stärker die Globalisie-

rung und die damit verbundene Internationalisierung des Arbeitsmark-

tes in Deutschland in der Produktion und bei den privaten und staatli-

chen Dienstleistungen widerspiegelt, ist freilich nicht die Quantität, 
sondern vielmehr die Qualität der Migranten nach Deutschland vor 

allem bezüglich ihrer Ausstattung mit Humankapital und damit vor 

allem mit Bildung in beruflicher, aber auch sprachlicher Hinsicht wich-

tig. 

Heute sind die südeuropäischen Zuwanderer wesentlich besser aus-

gebildet und bringen nach Angaben der Arbeitsmarktforschung des 

IAB für die Phase 2005-2009 zu über 50 % einen akademischen Ab-

schluss und zu 14 % eine abgeschlossene Berufsausbildung mit 

(Seibert/Wapler 2012, 2; Hanganu u.a. 2013) – anders als ihre Groß-

eltern, die als unqualifizierte Arbeiter in der jeweiligen Anwerbephase 

zwischen 1955 und 1973 im Wesentlichen für die Auto-/Montan-

/Maschinenbau- und Bau-Industrien angeworben wurden 

(v.Loeffelholz 2006, 77ff.; 2011a). Allerdings waren damals keine 

Deutschkenntnisse erforderlich, heute auf den sehr differenzierten 

und weit überwiegend gute Qualifikation und Mobilität erfordernden 

Arbeitsmärkten sehr wohl. 

Der Zugang zum Arbeitsmarkt in Deutschland bzw. zu hochspeziali-

sierten Arbeitsplätzen hierzulande gestaltet sich denn auch bei aller 

Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU trotz des konjunkturell und län-

gerfristig demographisch wesentlich zunehmenden Fachkräftebedarfs 

v.a. wegen sprachlicher Barrieren zumindest kurzfristig als schwierig. 

Die differenzierte und v.a. allem auch in der Globalisierung stark ex-

portorientierte Wirtschaft in Deutschland erfordert neben guten forma-

len Qualifikationen, die, wenn sie aus der EU mitgebracht werden, als 

Folge des Bologna-Prozesses der EU zunehmend anerkannt werden, 

gerade im Berufsleben meist auch hohe sprachliche Kompetenzen. 

Diese müssen sich die Zuwanderer in der Regel erst aneignen, bevor 

sie nachhaltige Chancen auf eine dauerhafte Integration in den Ar-

beitsmarkt wahrnehmen können. 

Zur Frage, in welchen Bereichen auf dem Arbeitsmarkt diese jungen 

Süd- und Südosteuropäer am häufigsten eingesetzt werden und in-

wiefern der Standort Deutschland von dieser Arbeitsmigration profi-

tiert, können belastbare, allgemein gültige Antworten kaum gegeben 

werden. Der Arbeitsmarkt in Deutschland ist inzwischen bei allen re-

gionalen und sektoralen Unterschieden (Nord/Süd und West/Ost) je-

denfalls relativ flexibel und aufnahmefähig für alle Arten von Tätigkei-

ten in den einzelnen Teilarbeitsmärkten vom Gast- und Hotelgewerbe 

über die Zeit- und Leiharbeitsbranche bis hin zu high-tech-Sparten 
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und wissensintensiven Sektoren in unterschiedlichsten arbeitsrechtli-

chen Konstellationen. 

Für einige der jungen Leute aus Ländern mit hoher allgemeiner und 

extrem gestiegener Jugendarbeitslosigkeit ist es entscheidend, ohne 

größere Ansprüche an die speziellen Arbeitsbedingungen, im Ar-

beitsmarkt – auch zunächst an den »prekären« Rändern – Fuß zu 

fassen und ein selbstbestimmtes Leben unabhängig von den Erspar-

nissen der Eltern zu führen, anstatt im Herkunftsland perspektivlos zu 

bleiben. Bei der Integration der jungen Zuwanderer in den Arbeits-

markt eines Ziellandes profitierten auch die Herkunftsländer zunächst 

durch Entlastung ihrer Arbeitsmärkte.2 Dies reduziert aber auch den 

Druck auf die dortige Politik zu durchgreifenden Arbeitsmarktrefor-

men, wie sie in Deutschland Mitte des vergangenen Jahrzehnts unter 

der Maxime »Fordern und Fördern« gegen große politische Wider-

stände durchgeführt wurden. 

Der Standort Deutschland gewinnt durch zusätzliche Wertschöp-

fungsbeiträge zum Sozialprodukt und in Gestalt von Zahlungen in die 

Steuer- und Sozialsysteme, denen gegenüber die Kosten ihrer Zu-

wanderung i.d.R. weit dahinter zurückbleiben. Um diesen neuen Mig-

rationsbewegungen angemessen zu begegnen, integrativ Hilfestel-

lung zu leisten und vor allem Sprachbarrieren abzubauen, werden 

von deutscher Seite neben einem aufnahmefähigen Arbeitsmarkt, auf 

dem das »Fordern und Fördern« durchgängig praktiziert wird, eine 

Reihe einschlägiger und effizienter Programme geboten. Als Hilfestel-

lungen dienen v.a. die BAMF-Integrationskurse, das ESF-BAMF-

Programm sowie das MobiPro-EU-Programm der Bundesregierung. 

Letzteres ist an ausbildungswillige Jugendliche und an arbeitslose 

Fachkräfte in der EU aus den Krisenländern adressiert und für die 

Förderdauer vom Januar 2013 bis Dezember 2016 mit 139 Mio. € 

ausgestattet. Damit sollen pro Jahr bis zu 5.000 Personen aus der EU 

sprachlich und beruflich unterstützt werden. 

 

 

 

 

 

 
(2) Die Zahl der Auswandernden reicht aber nach Elsner, Zimmermann (2013) nicht aus, um 

die Arbeitslosigkeit im Herkunftsland zu stoppen. Sie schreiben:»The annual net migration of 

40,000 workers from Southern Europe in 2011, however, is too small to substantially reduce 

the pressure on the labor markets in the source countries«. 
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 3 Der Arbeitsmarkt in Deutschland in kurz- und längerfristiger Per-

spektive 

 

Die skizzierten, zunehmenden Wanderungsbewegungen innerhalb 

der EU und ihre Konzentration auf Westeuropa und namentlich auf 

Deutschland sollen nicht darüber hinwegtäuschen, dass die demogra-

fische Entwicklung in Deutschland und die damit implizierten Arbeits-

marktperspektiven nach wie vor besondere Herausforderungen dar-

stellen: Die folgende Abbildung 4 zur längerfristigen Projektion des 

sog. Erwerbspersonenpotentials als Gesamtheit der Erwerbstätigen, 

der Erwerbslosen und der Stillen Reserve auf der Angebotsseite des 

Arbeitsmarktes zeigt für die nächsten zweieinhalb Jahrzehnte bis 

2035 in Deutschland je nach den jeweils gesetzten Prämissen einen 

mehr oder weniger starken Rückgang von 45 Mio. Personen im Aus-

gangsjahr 2011 auf bis zu 34 Mio. Dies bedeutete eine Kontraktion 

um bis zu einem Viertel. Schon bis 2025, d.h. in nur etwas mehr als 

einem Jahrzehnt, wird der Rückgang um bis zu 6,5 Mio. Erwerbsper-

sonen, i.e. um ein Siebtel, projiziert (Bundesagentur für Arbeit 2011; 

Fuchs u.a. 2009 speziell für Ostdeutschland), was die Unternehmen 

und Betriebe – neben höheren Gehaltsangeboten und weiteren Ver-

besserungen der Arbeitsbedingungen für die knapper werdenden Ar-

beitskräfte – zu einer Vielzahl von arbeitskräftesparenden Anpas-

sungsreaktionen veranlassen, ja nachgerade zwingen wird. Die Hand-

lungsmöglichkeiten reichen von einer stärkeren Automatisierung, Ra-

tionalisierung und Technisierung und mehr Innovation ihrer Produkte 

und Prozesse bis hin zu zusätzlichem outsourcing und offshoring ihrer 

Produktionsstätten und ihres Dienstleistungsbedarfs ins preisgünsti-

gere Arbeitskräfte bietende europäische wie außereuropäische Aus-

land, vor allem wie bisher auch schon in die Schwellenländer. 

Wie sich diese zunehmenden Knappheiten am inländischen Arbeits-

markt auf die gesamtwirtschaftliche Produktivitäts- und damit Ein-

kommensentstehung und -verteilung wie -verwendung sowie unmit-

telbar auf den individuellen Lebensstandard im Inland auswirken wird, 

liegt außerhalb des gegebenen Rahmens dieses Beitrags; dies soll 

hier im Einzelnen offen bleiben, auch was die zukünftige Stellung der 

Tarifvertragsparteien angeht. Jedenfalls gilt, was Krugman schon den 

1990er Jahren betonte, dass wir nämlich nicht wissen können, ob wir 

morgen »mehr Architekten oder Gärtner« brauchen. Ins Internetzeital-

ter übertragen heißt das, dass wir nicht wissen, ob in Abhängigkeit 

von der technologischen Weiterentwicklung und den daraus resultie-

renden zukünftigen Kundenwünschen im In- und Ausland mehr Web-

designer, Prozesssteuerer, cloudmanager oder smartphone-app-
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Programmierer erforderlich sein werden. Somit steht auch nicht fest, 

wie sich insbesondere die sektorale Struktur des Arbeitsmarktes und 

die zukünftige Bedeutung der in Deutschland erfahrungsgemäß star-

ken industriellen Basis mit einem breiten Mittelstand gegenüber dem 

haushalts- und unternehmensnahen Dienstleistungssektor entwickeln 

wird. Dies gilt gerade auch, was dessen Perspektiven bei der Alterung 

der Bevölkerung und dem möglicherweise steigenden Betreuungs- 

und Versorgungsbedarf der zunehmenden Anzahl von Hochbetagten 

sowie deren Versorgung durch private und öffentliche Leistungen und 

Anbieter angeht. 

 

 

Abb. 4: Erwerbspersonenpotenzial 2011 – 2035, in 1000 Personen 
Quelle: Bertoli et al. (2013).  

 

Jedenfalls steht den Unternehmen zusammen mit ihren Tarifpartnern 

eine Vielzahl von betrieblichen Anpassungsreaktionen auf die abseh-

baren demographischen Herausforderungen zu Gebote, die alle zu-

sammen – bei den jeweils erforderlichen kleineren oder größeren In-
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vestitionen – durchaus geeignet erscheinen, wie bisher auch den Le-

bensstandard der Bevölkerung unabhängig von ihrer schieren Größe 

insgesamt weiter zu erhöhen. Allerdings werden in einer alternden 

und schrumpfenden Gesellschaft die Verteilungskämpfe um die ver-

fügbaren Ressourcen zunehmen, insbesondere zwischen Jung und 

Alt im sog. »Generationenvertrag«. Dieser betrifft die interpersonellen 

Umverteilungsmechanismen der Sozialen Sicherung im Alter, bei 

Krankheit und Pflege oder bei Arbeitslosigkeit. 

Zur »Entschärfung« dieser vielen als unvermeidlich erscheinenden 

Verteilungskonflikte werden seit langem – im Grunde seit Mitte der 

1980er Jahre (Schneider 1988) – in der nationalen und internationa-

len demografischen wie ökonomischen Fachdiskussion »interne«, im 

Inland noch zu mobilisierende, und externe, im Ausland anzuzapfen-

de Optionen zur Erhöhung des Erwerbspersonenpotenzials und damit 

des Arbeitsangebots in Betracht gezogen. Sie bestehen zum Einen in 

der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Arbeitskräften in Deutsch-

land, zum Anderen in der gesteuerten Migration von Arbeitskräften 

aus dem Ausland und ihrer dauerhaften Integration in die bundes-

deutsche Wirtschaft und Gesellschaft nach den wirtschaftlichen, de-

mografischen und arbeitsmarktspezifischen Bedürfnissen des Lan-

des. 

Während die politisch nach wie vor umstrittene Erhöhung des gesetz-

lichen Renteneintrittsalters ohne Rentenabschläge auf 67 Jahre bis 

2029 zusammen mit der Steigerung der Erwerbsbeteiligung vor allem 

von Frauen die Zahl der Erwerbspersonen um knapp zwei Mio. erhö-

hen könnte (Abbildung 4), würde eine Steigerung des längerfristigen 

Wanderungssaldos von im Jahresdurchschnitt knapp 150.000 Migran-

ten, wie er von 2000 bis einschließlich 2012 von der amtlichen Statis-

tik registriert wurde, auf jahresdurchschnittlich 200.000 oder gar 

300.000 (Erwerbs-)Personen aus dem europäischen wie Nicht-EU-

Ausland, zu insgesamt ca. einer Mio. bzw. zu zwei Mio. zusätzlichen 

Erwerbspersonen führen. Indes hat ein (Netto-)Zuzug von jährlich 

300.000 Immigranten in der Vergangenheit in Deutschland seit dem 

Anwerbestopp 1973 über eine längere Phase in dieser Quantität und 

vor allem in der erforderlichen Struktur als Arbeits- und Erwerbsmig-

ranten (im Unterschied zu humanitärer und familienbedingter Zuwan-

derung) nicht mehr stattgefunden. Es würde auch, wie im Zuge der 

Deutschen Wiedervereinigung angesichts hoher Asyl- und Aussied-

lermigration zwischen 1988 und 1992, die Frage der gesellschaftli-

chen und politischen Akzeptanz und Absorptionsfähigkeit aufwerfen 

und entsprechende politische Reaktionen und Änderungen des Wäh-

lerverhaltens auslösen. 
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Voraussetzung schon bei niedrigeren Zuzugszahlen ist, wie gesagt, 

dass es sich dabei weit überwiegend um potenzielle Teilnehmer am 

Arbeitsmarkt als jüngere Arbeitskräfte oder als Selbständige einschl. 

Freiberufler handelt. Letzteres Szenario entspräche rein rechnerisch 

einer stärkeren Erwerbsbeteiligung von Älteren und Frauen, und die 

Kombination dieser internen und der externen Optionen könnte die 

rein demografisch bedingte Kontraktion des Erwerbspersonenpoten-

zials in Deutschland bis 2035 von über 11 Mio. Personen auf unter 

dreieinhalb Mio. Personen abfedern. Damit würde das Arbeitsangebot 

in längerer Frist in Deutschland nicht um ein Viertel, wie oben gezeigt, 

sondern nur um weniger als ein Zehntel zurückgehen. Aufgrund der 

im Durchschnitt vergleichsweise jungen Einwanderer mit einem erfah-

rungsgemäß um ca. zehn Jahre unter dem der Ansässigen liegenden 

Durchschnittsalter würde sich auch die Altersstruktur der Erwerbstäti-

gen in Deutschland insgesamt »verjüngen«, was die Produktivität der 

Erwerbspersonen insgesamt steigern könnte. Auch würden sich die 

»Alterslastquotienten« als Relation der über der jeweils gültigen Re-

gelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung befindlichen, 

»inaktiven« Personen zu den unterhalb der Grenze, den »Aktiven« im 

Alter von z.B. 20 Jahren bis zum steigenden gesetzlichen Rentenein-

trittsalter, verbessern. Damit würden neben den Ansässigen die neu-

en Arbeitskräfte aus ihrem Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Wert-

schöpfung auch einen wichtigen Beitrag zur Finanzierung der infra-

strukturellen Zukunftsaufgaben in Deutschland sowie zur Erfüllung 

des o.g. Generationenvertrags leisten. 

Dies setzt freilich die effiziente Gestaltung der Arbeitsbedingungen 

und damit mehr Investitionen der öffentlichen Hand sowie des priva-

ten Sektors in die entsprechenden Infrastrukturen voraus. Die Heraus-

forderungen können aber auch dadurch abgefedert werden, dass es 

einer effizienten Migrations- und Integrationspolitik gelingt, mehr jun-

ge, gut qualifizierte Zuwanderer als Fachkräfte für Deutschland zu 

interessieren, zu gewinnen und zu integrieren. Damit wäre es auch für 

die ansässigen Personen mit und ohne Migrationshintergrund leichter, 

die zukünftigen Ausgaben der Gesellschaft z.B. für Gesundheit und 

Pflege sowie für medizinische Versorgung insgesamt in einer altern-

den Bevölkerung zu schultern (vgl. Loeffelholz 2012; vgl. Abbildung 

4). 
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 4 Integrationsbedarf von Arbeitskräften in den EU-

Mitgliedsländern zur effizienteren Allokation der volkswirtschaftlichen 
Ressourcen und längerfristige Zuwanderung von außerhalb der EU 
 

Dringender Handlungsbedarf aus volkswirtschaftlicher und gesell-

schaftlicher Perspektive besteht vor allem in der Verringerung der 

überaus hohen Arbeitslosigkeit in vielen EU-Mitgliedsländern. In der 

Eurozone waren lt. Pressemitteilung der EU-Kommission vom 1. Ok-

tober 2013 im August 2013 insgesamt 12 % der Erwerbspersonen 

arbeitslos, in der EU-28 waren es fast 11 % (Abbildung 5); bei 327 
Mio. Personen und darunter zwei Drittel Erwerbspersonen in der Eu-

rozone entsprechen diese Quoten einer aktuellen Zahl von Arbeitslo-

sen in Höhe von 26 Mio. Personen, darunter 3 Mio. in Deutschland.  

 

 

Abb. 5: Arbeitslosenquoten im August 2013, saisonbereinigt. 
Quelle: Europäische Kommission 2013. 

 

Hinzu kommen schätzungsweise nochmals 7-9 Mio. aus den nicht der 

Eurozone angehörenden EU-Staaten, zusammen also 30-35 Mio. 

Arbeitslose in der EU. Im Alter unter 25 Jahren waren im August 2013 

in der EU-28 5,499 Mio. Personen arbeitslos, davon 3,457 Mio. im 

Euroraum. Kahanec u.a. (2011, 1ff.) haben deutlich gemacht, dass in 

allen EU-Ländern die sog. foreign born in doppelt bis dreimal so star-

kem Maße wie die domestic born von der Arbeitslosigkeit betroffen 

sind bzw. eine spürbar geringere Erwerbsbeteiligung aufweisen, ins-

besondere bei Frauen aus ethnischen Minderheiten. Dies zeigen 

auch die Ergebnisse von v. Loeffelholz (2011b, 109ff.) für Deutsch-

land und betrifft nicht nur die im Ausland Geborenen, sondern auch 
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die im Inland Geborenen und Aufgewachsenen mit Migrationshinter-

grund.3 

 

Fertig und Kahanec (2013) untersuchen in einer aktuellen Studie un-

ter Heranziehung der Erfahrungen der bisherigen Erweiterungsrunden 

der EU nach Osten (2004 und 2007) die voraussichtlichen Migrati-

onsbewegungen von außerhalb der EU-27 bis 2020 im Zuge potenzi-

eller Osterweiterungen über Kroatien hinaus bzw. intensiverer Ost-

Kooperationen der Union mit östlichen Nachbarstaaten. Dies schließt 

Staaten ein, die schon den Kandidatenstatus haben, wie Mazedonien, 

Montenegro und Serbien, wie auch solche, mit denen die EU 2009 ein 

Programm der verstärkten Kooperation, genannt Eastern Partnership 

(EaP), vereinbart hat. Das EaP besteht aus sechs ehemaligen Sow-

jetstaaten  – Ukraine, Weißrussland, Moldawien, Aserbaidschan, Ar-

menien und Georgien –, soll zunächst als Diskussionsforum dienen 

und die Grundlage für ein Assoziationsabkommen zwischen der EU 

und den östlichen Partnern bilden. Daraus soll letztlich die Einrichtung 

einer EU-EaP-weiten Freihandelszone erwachsen und in langer Frist 

zur Mitgliedschaft in der Union führen. 

 

Die Untersuchungsergebnisse kommen zu dem Schluss, dass das 

Migrationspotenzial aus den betrachteten ost- und südosteuropäi-

schen Ländern – nota bene unter Anknüpfung an die Erfahrungen mit 

den beiden Erweiterungsrunden der EU nach Osteuropa 2004 und 

20074 – gering ist, dass eine Liberalisierung der Zuwanderungs- und 

Zugangsregelungen zu den Arbeitsmärkten der Zielländer in Westeu-

ropa die Migrationsbewegung erhöht, allerdings nur temporär. Sie 

zeigen weiter, dass erwartungsgemäß die Ukraine aufgrund ihres 

 
(3) Nach den seit 2005 im Mikrozensus verwendeten statistischen Konventionen sind 

darunter »alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

Zugewanderten, sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als 

Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in 

Deutschland geborenen Elternteil« (Statistisches Bundesamt 2008, 6) zu verstehen. 

(4) Die Frage ist indes, inwieweit diese früheren Erfahrungen extrapoliert werden können 

angesichts der massiven Veränderungen der pull-Faktoren für osteuropäische 

Migrationsbewegungen im Westen und Süden der Union zwischen 2004 bzw. 2007 und dem 

aktuellen Rand, was Richtung und Intensität der Migrationsbewegung angeht. Diese 

Veränderungen erfolgten in Gestalt von grundlegend umgestalteten  Arbeitsmarktregelungen 

in Deutschland durch die zwischenzeitlich ergriffenen und erwartungsgemäß mit 

Verzögerung greifenden Arbeitsmarktreformen auf der einen Seite und die EU-Banken- und -

Staatsschuldenkrise auf der anderen, von der besonders die südliche Peripherie erfasst 

wurde und bei der mit einer längeren Konsolidierungsphase gerechnet werden muss.  
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demographischen wie wirtschaftlichen Profils das potentielle Haupt-

herkunftsland darstellt, während Deutschland, Italien und Österreich 

in absoluten Dimensionen gerechnet die Hauptzielländer abgeben; 

relativ zum jeweiligen Bevölkerungsstand können Irland, Dänemark, 

Finnland und wiederum Österreich die meisten Zuwanderer erwarten. 

Nach dem Ende dieser Dekade, also nach 2020 und damit nach dem 

Untersuchungshorizont von Fertig und Kahanec, treten indes die de-

mografischen Einflüsse in den einzelnen EU-Ländern mehr und mehr 

in den Vordergrund. Nach den Bevölkerungsprojektionen der Statisti-

schen Behörde der EU, Eurostat, nimmt die Bevölkerungszahl in der 

EU-27/Euro-Zone (also ohne Berücksichtigung von Kroatien und ggf. 

in Zukunft beitretender Länder) unter den getroffenen Annahmen zur 

längerfristigen Entwicklung von Fertilität, Mortalität und Migration bis 

ca. 2035/40 von gegenwärtig reichlich 500/327 Millionen Personen 

auf 525/343 Millionen noch zu, bevor sich der Trend umkehrt und die 

Gesamtbevölkerung bis 2060 auf 517/338 Millionen zurückgeht. 

 

Abb. 6: Bevölkerungsprojektionen in der EU 27 und in ausgewählten 

(größeren) Mitgliedsländern 2010-2035; in Millionen Personen. 
Quelle: Eurostat.  

 

Die Entwicklungen verlaufen indes in den einzelnen Mitgliedsländern 

sehr unterschiedlich (Abbildung 6): Deutschland ist zusammen mit 

den osteuropäischen Ländern der EU, insbesondere auch Polen, von 

einer massiven Schrumpfung und Alterung seiner Bevölkerung betrof-
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fen (im Einzelnen: Carone u.a. 2005), während die größeren EU-

Mitglieder Großbritannien, Frankreich, Spanien und Italien nach die-

sen Projektionen weiter wachsende Bevölkerungen in ihren Ländern 

erwarten können. Entsprechend werden Arbeitskräfte in einzelnen 

Mitgliedsländern auch ohne zukünftige Migration aus anderen Län-

dern der Union bzw. von außerhalb reichlich vorhanden sein, wäh-

rend in anderen sich zunehmend Knappheiten, gemessen an offenen 

Stellen und rückläufiger Arbeits- und Erwerbslosigkeit (v.Loeffelholz 

2013a, 99), zeigen werden. 

Umso mehr kommt es darauf an, dass Migranten zur effizienten Allo-

kation der volkswirtschaftlichen Ressourcen im gesamteuropäischen 

Wirtschafts- und Währungsraum auf Dauer – also über den Untersu-

chungshorizont bis 2020 hinaus – in den Aufnahmeländern bleiben, 

und so tatsächlich Migration und Integration zwei Seiten einer Medail-

le (s.o.) darstellen. Dies hängt vor allem von den wirtschaftlichen, d.h. 

arbeitsmarktspezifischen, und von den gesellschaftlichen Bedingun-

gen in den Aufnahmeländern ab. Was diese zu deren Verbesserung 

unternehmen können, soll im nächsten Abschnitt gezeigt werden (vgl. 

Abbildung 5 und 6). 

 

 5 Nachhaltige Integration von Zuwanderern in die nationalen Ar-

beitsmärkte und in den europäischen Arbeitsmarkt 

 

Um neue qualifizierte Zuwanderer von außerhalb der EU bei dem 

inzwischen globalen Wettbewerb indes auf Dauer zu halten und ihnen 

nicht – wie bei früheren nationalen Anwerbe-Vereinbarungen oder 

»Anwerbestoppausnahmeverordnungen« – den Arbeitsmarktzugang 

nur auf Zeit zu gewähren, sondern sie unabhängig vom konjunkturel-

len Auf und Ab der nationalen EU-Volkswirtschaften als Einwanderer 
zu gewinnen, müssen die Unternehmen in den Zielländern ihnen zu-

sammen mit ihren Lebenspartnern und ggf. Familien attraktive Ar-

beitsbedingungen bieten. Des Weiteren bedarf es attraktiver Standort- 

und Lebensbedingungen vor Ort in Gestalt einer entsprechenden ma-

teriellen und immateriellen Infrastruktur, zu der neben der Leistungs-

fähigkeit des jeweiligen Bildungssystems für junge Zuwanderer von 

außerhalb der Union angesichts einer immer vielfältigeren Jugendbe-

völkerung gerade auch die Entwicklung und Etablierung einer umfas-

senden Anerkennungs- und Willkommenskultur in der »europäi-

schen« Mehrheitsgesellschaft und ihren öffentlichen und privaten Ein-

richtungen gehört. 

Gleichzeitig gilt es, auch sogenannte »weiche Faktoren« mehr als in 

der Vergangenheit in den Blick zu nehmen und Deutschland bzw. 
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einzelne EU-Mitgliedsländer als dauerhaften Lebensstandort attrakti-

ver zu machen. Dabei kommt der Stärkung des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts eine wichtige Bedeutung zu, wobei Maßnahmen auf 

struktureller wie auch auf ideeller Ebene erforderlich sind. Hierzu wur-

de im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Anfang 2012 das Ex-

pertenforum »Runder Tisch Aufnahmegesellschaft« eingerichtet, das 

inzwischen seinen Abschlussbericht »Neue Wege der Integration« 

(BAMF 2012) vorgelegt hat. Dieses Forum, das sich auch zur Nach-

ahmung auf europäischer Ebene bzw. in anderen EU-Ländern emp-

fiehlt, bestand aus zwei Arbeitsgruppen, die praxisnahe Empfehlun-

gen in den Bereichen »Willkommenskultur« (strukturelle Ebene) und 

»interkulturelle Öffnung durch politische Bildung« (ideelle Ebene) er-

arbeitet haben. 

Die Experten aus Ausländerbehörden, Länderministerien und Kom-

munen der Arbeitsgruppe »Willkommenskultur« in Deutschland über-

prüften unter dem Motto »Willkommensstruktur schafft Willkommens-

kultur« für Neuzuwanderer staatlich geförderte Strukturen auf ihren 

Beitrag zur Etablierung einer Willkommenskultur und erarbeiteten 

»praxistaugliche« Handlungsempfehlungen zu ihrer Weiterentwick-

lung. Bei der Einreise von Neuzuwanderern und ihrer Familien sollte 

möglichst ein »Willkommen aus einer Hand« erreicht werden. Dane-

ben sollen auch Empfehlungen zur Organisationsentwicklung zur 

besseren Vernetzung und Kooperation der am Einreiseprozess betei-

ligten Akteure, v.a. auch der lokalen Wirtschaft, erarbeitet werden. 

Langfristig kann die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 

nur erfolgreich gelingen, wenn auf Seiten der Aufnahmegesellschaft 

Wertschätzung und Akzeptanz für kulturelle Vielfalt fest verankert sind 

und wenn Zuwanderer als wichtiger Teil der Gesellschaft anerkannt 

werden. 

In der Arbeitsgruppe »Interkulturelle Öffnung durch politische Bil-

dung« wurden zusammen mit den politischen Stiftungen, der Bundes-

zentrale und einzelnen Landeszentralen für politische Bildung Emp-

fehlungen erarbeitet, wie Angebote der politischen Bildung enger mit 

den Themen Migration und Integration zu verknüpfen sind. Hierbei 

geht es zum Beispiel darum, diese Themen in bestehenden Fort- und 

Weiterbildungsangeboten auch im Unternehmensbereich möglichst 

zielgruppenspezifisch zu verankern. Dazu gehört auch die Erarbei-

tung, Verbreitung und Vertiefung von einschlägigen migrations- und 

integrationsspezifischen Informationen auf der Basis einer evidenzba-

sierten Politikberatung, wie sie die Universitäten, unabhängige For-

schungsinstitute oder auch die Migrations- und Integrationsforschung 

des Bundesamtes leisten. Dabei wäre auch zu prüfen, inwieweit auch 
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qualifizierte Asylbewerber mit einer legalen Arbeitserlaubnis ausge-

stattet für den Arbeitsmarkt mobilisiert werden könnten. 

Diese Initiativen sollten auf nationaler wie europäischer Ebene in an-

deren EU-Ländern ergriffen werden. Sie sollten schließlich begleitet 

werden durch eine Fortentwicklung im jeweiligen nationalen Auslän-

der- und Beschäftigungsrecht,5 das – wie in den vergangenen Jahren 

seit seiner grundlegenden Umgestaltung 2005 in Deutschland auch in 

Umsetzung von einschlägigen sektoralen EU-Richtlinien, wie der For-

scher- (2005) und der Hochqualifiziertenrichtlinie (2009)6 – auf die 

Gewinnung von qualifizierten Arbeitskräften zusammen mit ihren Fa-

milien auf Dauer gerichtet ist. 

Dabei sollten von Anfang an unbefristete Aufenthalts- und Beschäfti-

gungsrechte für qualifizierte Einwanderer in den aufnehmenden EU-

Ländern gewährt werden, um diesen Einwanderern von Beginn an 

eine dauerhafte Bleibeperspektive zu eröffnen. Dafür müssen aber 

mit effektiven Arbeitsmarktreformen die notwendigen, keineswegs 

schon hinreichenden, arbeits- und wirtschaftspolitischen Vorausset-

zungen nach der Maxime »Fordern und Fördern« für mehr Flexibilität 

und weniger Verkrustungen geschaffen werden, was gerade auch mit 

Rücksicht auf die neuen Einwanderer gelten muss und für die bei die-

sen ein besonderes Verständnis erwartet werden kann.  

Die bildungspolitischen Voraussetzungen mit mehr Investitionen in die 

entsprechenden Schul- wie Hochschul- sowie die beruflichen Bil-

dungs- und Ausbildungsstrukturen von Seiten der verantwortlichen 

öffentlichen und privaten Akteure müssen ebenfalls im Blick behalten 

werden. Jedenfalls heißt »Integrieren« hier »Investieren« (neben na-

tionalen Mitteln auch von mehr EU-Mitteln im Rahmen von ESF-

Programmen – und bei stabilem EU-Gesamthaushalt verstärkte Priori-

tätensetzung zugunsten struktureller, wachstumsfreundlicherer Aus-

gaben). Darauf hat der Autor schon vor langem hingewiesen 

(v.Loeffelholz/Köpp 1997) und schon zuvor zusammen mit Gieseck 

und Thränhardt gezeigt (v.Loeffelholz u.a. 1996), dass die volkswirt-

schaftlichen und politischen Kosten der Nicht-Integration von Zuwan-

derern die Investitionen in ihre wirtschaftliche und gesellschaftliche 

Eingliederung weit übersteigen. 

 

 
 

(5) Zu sehr unterschiedlichen Entwicklungen der Bürgerrechte für Zuwanderer in einzelnen 

Ländergruppen in der EU seit dem 11. September 2001, d.h. nach dem Anschlag in New 

York, vgl. Koopmans u.a. 2013, 142ff. 

(6) Im Einzelnen vgl. v.Loeffelholz 2011c, 36ff., und aus konjunktureller und struktureller 

Perspektive ders. 2013b, 201ff.  
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 6 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

 

Richtungen und Intensitäten der innereuropäischen Wanderungsbe-

wegungen haben sich seit Beginn der EU-Finanz- und Staatsschul-

denkrise 2011 spürbar verändert. Mehr Süd- und Südosteuropäer 

wandern aus wegen der in ihren Ländern aus konjunkturellen, aber 

auch aus strukturellen Gründen steigenden Arbeitslosigkeit, vor allem 

unter Jugendlichen; sie machen von der Freizügigkeit in der EU Ge-

brauch. Sie wandern zur Jobsuche oder zunächst zur sprachlichen 

Ausbildung nach Norden in die dortigen Mitgliedsländer der Gemein-

schaft, insbesondere auch nach Deutschland. Diese »Flucht aus der 

Arbeits- und Perspektivlosigkeit« verbessert die Allokation der volks-

wirtschaftlichen Ressourcen in der Union insgesamt und erhöht die 

Wertschöpfung der Gemeinschaft, entlastet die Arbeitsmärkte der 

Herkunftsländer –  allerdings auch den Reformdruck auf den Faktor- 

und Gütermärkten – und stellt einen willkommenen Beitrag zur Abfe-

derung einer sich schon aus demografischen Gründen in einigen Ziel-

ländern anbahnenden Verknappung und Alterung der Arbeitskräfte 

dar. 

Es ist indes zu erwarten, dass es sich hierbei nur um temporäre Ent-

wicklungen handelt, die mit Überwindung der EU-Finanz- und Staats-

schuldenkrise auslaufen und entsprechende Rückwanderungen ein-

setzen, wie sie auch schon bis 2011 zu beobachten waren. Wenn 

also die jüngsten Migrationsbewegungen nicht als nachhaltig angese-

hen werden können, muss sich der Blick stärker auf die eigenen Mög-

lichkeiten und Potenziale der EU-Mitgliedsländer richten, die v.a. auch 

in der, mithilfe von Strukturreformen zu erreichenden, durchgreifen-

den Absenkung der im Zuge der Krise massiv gestiegenen Arbeits- 

und Erwerbslosigkeit bestehen, von der insbesondere auch die jewei-

ligen domestic born in den EU-Ländern bzw. die Angehörigen der 

ethnischen Minderheiten bzw. die Personen mit Migrationshintergrund 

profitieren würden. Die Ausschöpfung dieser im Lande gegebenen 

Potenziale ist nicht nur aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen 

geboten, sondern auch aus demographischen in den EU-Ländern, 

wie Deutschland oder Polen, die sich schon in absehbarer Zukunft 

einer einschneidenden Alterung und Schrumpfung ihrer zunehmend 

diverser werdenden Bevölkerungen und damit ihres jeweiligen Er-

werbspersonenpotenzials ausgesetzt sehen. Dies gilt umso mehr, als 

die zukünftigen Assoziierungs- und Erweiterungsperspektiven keine 

signifikante und v.a. keine permanente Einwanderung aus den weiter 

östlich gelegenen Nachbarstaaten der EU mehr erwarten lassen. Um-

so mehr sind die Entwicklung, Etablierung und Pflege einer Anerken-
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nungs- und Willkommenskultur bei den jeweiligen Mehrheitsgesell-

schaften erforderlich, adressiert an schon jeweils mehr oder weniger 

lang in der Union lebende und arbeitende Migranten bzw. an die 

Neuzuwanderer, die sich diesen Netzwerken anschließen. 

Die genannten Kulturen und Haltungen versprechen indes nur dann 

dauerhafte Verankerung und Verwurzelung bei den nationalen Mehr-

heitsgesellschaften, wenn dies durch die Weiterentwicklung des je-

weils geltenden nationalen Rechtsrahmens Unterstützung erfährt, der 

als Ergebnis der Beschlüsse der Staatschefs von Tampere 1999 im-

mer stärker durch die multinationalen Verhandlungen der EU-

Mitgliedsländer mit der Kommission über Migrations- und Integrations-

fragen und durch die Umsetzung von (einstimmig beschlossenen) EU-

Richtlinien in die einzelnen nationalen Gesetzeswerke beeinflusst 

wird. Das heißt konkret: Es ist stärker als in der Vergangenheit auf die 

Konsistenz der Migrations- und Integrationspolitik mit anderen rele-

vanten Politikbereichen, wie vorrangig der Arbeitsmarkt- und Sozial-

politik sowie der Bildungspolitik, nicht nur auf jeweils nationaler Ebe-

ne, sondern auch auf europäischer Ebene im Rahmen der gegebenen 

und im weiteren Entwicklungs- und Vertiefungsprozess der Union 

noch zu übertragenden, weiter ausgreifenden Kompetenzen zu ach-

ten. Diese Widerspruchsfreiheit ist nicht nur aus Effizienzgründen 

ökonomisch unabdingbar, sondern auch zur Verstärkung der Akzep-

tanz zunehmender ethnischer Diversität in den EU-Ländern sowie von 

zukünftiger Zuwanderung und von Integration der Einwanderer. Zu-

sammengenommen sind dies die Voraussetzungen für eine dauerhaf-

te Kohärenz der Gesellschaften in den EU-Ländern. 
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